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Verbrauchercheck in der Gesetzgebung - Zur Berücksichtigung von 
Erkenntnissen der verbraucherbezogenen Forschung durch die Bundesregierung 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Bundesregierung hat sich in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (GGO) selbst verpflichtet, bei der Entwicklung von Regu- 
lierungsvorschlägen die Auswirkungen eines Gesetzes auf die Verbraucherin- 
nen und Verbraucher zu prüfen und die voraussichtlichen Gesetzesfolgen in 
ihren Entwürfen darzustellen. Seit dem l.Juni 2009 ist dafür gemäß §44 
Absatz 4 Nummer 2 GGO das Benehmen des Bundesministeriums für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) herzustellen. Leider 
erschöpft sich die geforderte Darstellung in den Gesetzesbegründungen bisher 
meist in nichtssagenden Floskeln, anstatt im Sinne eines wirklichen „Verbrau- 
cher-Checks“ die Auswirkungen auf die Verbraucherinnen und Verbraucher 
wissenschaftsbasiert zu prüfen. 

Den Verbraucherinnen und Verbrauchern als Nachfrageseite kommt eine ent- 
scheidende Rolle für die Wirksamkeit von Regulierungsvorhaben in einer 
Marktwirtschaft zu. Die moderne verbraucherbezogene Forschung, insbeson- 
dere die Verhaltensökonomik, konnte nachweisen, dass die realen Entschei- 
dungen von Verbraucherinnen und Verbrauchern oft nicht zu einer Verbesse- 
rung ihrer individuellen oder der gesellschaftlichen Wohlfahrt führen. 

Eine Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der modernen verbraucherbe- 
zogenen Forschung eröffnet die Möglichkeit, empirisches Wissen über das tat- 
sächliche Verhalten von Verbrauchern zur Grundlage von Politik zu machen 
und durch die Einbeziehung von Wirkungs- und Evaluationsstudien sowie 
Experimenten effektivere und effizientere Politikinstrumente zu wählen. Eine 
Untersuchung von Gesetzesfolgen kann dazu beitragen, die tatsächliche Wirk- 
samkeit von Maßnahmen zu prüfen und unerwünschte Nebenfolgen zu mini- 
mieren. Insgesamt kann die Effizienz und Zielgenauigkeit „guter Gesetzge- 
bung“ durch die Berücksichtigung der Ergebnisse der modernen verbraucher- 
bezogenen Forschung erhöht werden. Dazu können insbesondere die Erkennt- 
nisse der Verhaltensökonomik einen wichtigen Beitrag leisten. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz vom 29. Dezember 2010 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1 . Von welchem Verbraucherbild geht die Bundesregierung bei der Formulie- 
rung ihrer Politik aus? 

Der Bundesregierung ist bewusst, dass Verbraucherinnen und Verbraucher 
rational und emotional ansprechbar sind. Sie beziehen finanzielle, aber auch 
anderweitige Bedingungen in ihre Überlegungen ein. Die Verbraucherpolitik 
der Bundesregierung zielt darauf ab, Sicherheit und Selbstbestimmung der Ver- 
braucherinnen und Verbraucher zu gewährleisten, damit sie in einer komplexen 
Wirtschaftswelt ihren Konsum eigenverantwortlich gestalten können. 


2. ln wie vielen Fällen hat die Prüfung nach § 44 Absatz 4 Nummer 2 GGO 
zur Ändemng von Regiemngsvorschlägen geführt? 

Um welche Regiemngsvorschläge hat es sich dabei gehandelt, und welche 
Ändemngen wurden vorgenommen? 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
ist nach der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien, wenn bei 
einem Rechtsetzungsvorhaben der Bundesregierung Auswirkungen auf die 
Verbraucherinnen und Verbraucher zu erwarten sind, frühzeitig bei den Vor- 
arbeiten und bei der Ausarbeitung einzubeziehen, ln diesem Abstimmungs- 
prozess werden die Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher ge- 
prüft und ggf. Verbraucherinteressen und -belange eingebracht. Die Prüfung 
nach § 44 Absatz 4 Nummer 2 GGO, ob im endgültigen Entwurf des Rege- 
lungsvorhabens die Auswirkungen auf die Verbraucherinnen und Verbraucher 
ausreichend dargestellt sind, ist ebenfalls Bestandteil des internen Abstim- 
mungsprozesses von Rechtsetzungsvorhaben der Bundesregierung. 


3. Plant die Bundesregiemng die Regelung nach § 44 Absatz 4 Nummer 2 
GGO von einer Benehmens- in eine Einvemehmensregelung zu überführen? 

Die Überführang der Benehmens- in eine Einvemehmensregelung ist nicht be- 
absichtigt. 


4. Ist die Bundesregiemng der Auffassung, dass eine wissensehaftliche Fun- 
diemng und Begleitung der Verbraucherpolitik und eine wissenschafts- 
basierte Gesetzesfolgenabschätzung zu besseren Gesetzentwürfen führen 
kann? 

Verbraucherpolitik erstreckt sich auf viele Lebensbereiche. Daher ist es auch 
erforderlich, die Lage der Verbraucherinnen und Verbraucher wissenschaftlich 
fundiert zu analysieren. Die Ergebnisse wissenschaftlicher Begleitung fließen 
in die Verbraucherpolitik der Bundesregiemng ein. Es ist aber nicht möglich, 
den Einfluss wissenschaftlicher Fundiemng auf die Rechtsetzung und die Ge- 
setzesfolgenabschätzung im Einzelnen zu werten. 


5. Welche wissenschaftlichen Gutachten zur Prüfung der Auswirkungen von 
Reguliemngsvorschlägen auf die Verbraucherinnen und Verbraucher hat 
die Bundesregiemng seit dem 1 . Juni 2009 extern ausgeschrieben bzw. 
durch den nachgeordneten Bereich durchführen lassen (bitte um genaue 
Auflistung)? 

Die Bundesregiemng hat im Jahr 2009 einen Forschungsauftrag zur Trans- 
parenz von privaten Riester- und Basisrentenprodukten, ein Gutachten zur Ana- 
lyse und Prognose des Spar- und Konsumverhaltens privater Haushalte sowie 
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eine Marktstudie zur Evaluierung ausgestellter Energieausweise für Wohn- 
gebäude nach Energieeinsparverordnung in Auftrag gegeben. 


6. Welche wissenschaftlichen Ansätze und Konzepte können nach Auffas- 
sung der Bundesregierung zu einer besseren Verbraucherorientierung von 
Regulierungsvorschlägen beitragen? 

Wenn es um Evaluation bzw. spezifische oder mittelfristig zu beantwortende 
Fragestellungen geht, zieht die Bundesregierung auch wissenschaftlichen Sach- 
verstand zu Rate. Je nach Sachlage können sehr unterschiedliche Methoden und 
wissenschaftliche Disziplinen zur Entscheidungshilfe beitragen. Es ist aller- 
dings nicht Aufgabe der Bundesregierung, wissenschaftliche Ansätze und Kon- 
zepte im Einzelnen einer Bewertung auf ihre Anwendbarkeit auf spezifische 
Rechtsetzungsvorhaben zu unterziehen. Zudem bedarf nicht jede verbraucher- 
politische Entscheidung einer speziellen wissenschaftlichen Entscheidungs- 
hilfe. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen. 


7. Welchen Beitrag kann die Verhaltensökonomik für eine wissenschaftliche 
Fundierung der Verbraucherpolitik und einen effektiveren Einsatz verbrau- 
cherpolitischer Instrumente leisten? 

Bedürfnisse und Ziele der Verbraucherinnen und Verbraucher sind individuell 
verschieden. Sie sind vom jeweiligen privaten, gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Kontext abhängig. Daher fließen in der Regel generelle Erkennt- 
nisse über Wissen um menschliche Wahrnehmung und Informationsverar- 
beitung in die Abwägung verbraucherpolitischer Maßnahmen mit ein. Verhal- 
tensökonomische Forschung kann Hinweise für die Gestaltung von Entschei- 
dungssituationen geben oder Auswirkungen unterschiedlicher Gestaltung von 
Informationen aufzeigen. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 6 ver- 
wiesen. 


8. Welchen Beitrag zu besserer Regulierung können nach Auffassung der 
Bundesregierung Paneluntersuchungen im Vergleich zu repräsentativen 
Verbraucherbefragungen und Längsschnittanalysen leisten? 

Die Frage 8 wird zusammen mit den Fragen 10 und 11 beantwortet. 


9. Sollten nach Auffassung der Bundesregierung Daten des Sozio-oekono- 
mischen Panels (SOEP) zur Prüfung der Auswirkungen von Gesetzen im 
Rahmen von Gesetzesfolgenabschätzungen herangezogen werden? 

Die Gesetzesfolgenabschätzung umfasst die beabsichtigten Wirkungen und die 
unbeabsichtigten Nebenwirkungen. Es ist u. a. darzustellen, ob die Wirkungen 
des Vorhabens einer nachhaltigen Entwicklung entsprechen, insbesondere 
welche langfristigen Wirkungen das Vorhaben hat. Die Wahl der geeigneten 
Untersuchungsmethode sowie der zu unterlegenden Datenquelle liegt beim 
jeweils zuständigen Bundesressort. 
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10. Hält die Bundesregierung Laborexperimente für ein geeignetes Instru- 
ment, um Einflüsse auf das Verbraucherverhalten zu erforschen? 

Hat die Bundesregierung bisher derartige wissenschaftliche Untersuchun- 
gen in Auftrag gegeben, und werm ja, welche? 

1 1 . Kann so genanntes Mystery-Shopping zu einer Identifizierung von Defi- 
ziten bei der Durchsetzung von Verbraucherrechten beitragen, und werm 
ja, welche Studien mit „Mystery-Shopping“-Elementen hat die Bundesre- 
gierung seit dem 1 . Juni 2009 in Auftrag gegeben bzw. durchführen las- 
sen? 

Die Fragen 8, 10 und 11 werden zusammengefasst beantwortet. 

Die Auswahl geeigneter wissenschaftlicher Instrumente ist von der jeweiligen 
Fragestellung abhängig. Eine Fokussierung auf bestimmte Methoden oder die 
Festlegung einer Vorrangstellung bestimmter Methoden gegenüber anderen er- 
folgt jedoch nicht. 

Wissenschaftliche Studien mit Laborexperimenten oder mit Elementen des so 
genannten Mystery-Shopping zur Erforschung des Verbraucherverhaltens sind 
in dem erfragten Zeitraum von der Bundesregierang nicht in Auftrag gegeben 
oder durchgefiihrt worden. 


12. Welche Bedeutung hat das Verbraucherbarometer („Consumer Market 
Scoreboard“) der EU-Kommission für die Identifizierung von verbrau- 
cherpolitischem Handlungsbedarf oder die Identifikation eines Bedarfs 
an zusätzlicher vertiefender Verbraucherforschung nach Auffassung der 
Bundesregierung? 

Wie bewertet die Bundesregierung das Untersuchungsdesign des „Market 
Performance Indicator“ der EU-Kommission? 

Beim Verbraucherbarometer handelt es sich um ein von der EU-Kommission 
initiiertes Vorhaben. Es soll Aufklärung darüber geben, wie der Binnenmarkt 
für die Verbraucherinnen und Verbraucher funktioniert. Ziel ist es u. a., die Um- 
setzung der EU-2020-Strategie zu unterstützen, indem mit Hilfe aussagefähiger 
Daten und Fakten Handlungsbedarf auf bestimmten Verbrauchermärkten iden- 
tifiziert wird. 

Die Ergebnisse des Vierten Verbraucherbarometers bestätigen die schon vorlie- 
genden Erkenntnisse der Bundesregierung auf bestimmten Verbrauchermärkten. 
Ein zusätzlicher Bedarf vertiefender Verbraucherforschung besteht daher nicht. 

Der im Vierten Verbraucherbarometer erstmals ermittelte „Market Performance 
Indicator“ erhöht grundsätzlich die Vergleichbarkeit bestimmter Märkte in Mit- 
gliedstaaten. Soziokulturelle Unterschiede und die Besonderheiten bestimmter 
Märkte bestehen fort und werden auch durch die Berechnung dieses Indikators 
nicht ausgeblendet, so dass er allein nicht Anhaltspunkt für gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf sein kann. 


13. Wie und mit welchem Ziel hat sich die Bundesregierung bei der Konzep- 
tion und Erarbeitung des „Consumer Market Scoreboard“ gegenüber der 
EU-Kommission eingebracht? 

Die Bundesregierung wirkt beim Verbraucherbarometer konstruktiv durch 
Stellungnahmen, Zulieferung von Berichtszahlen und Mitarbeit in Arbeits- und 
Expertengrappen der EU-Kommission mit. Dabei hat sie im Hinblick auf die 
Interpretation der Daten auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Vergleichbar- 
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keit, Objektivität und Verifizierbarkeit der Daten zu gewährleisten und sich aus 
ordnungspolitischen Gründen gegen einen fiächendeckenden Einsatz dieses In- 
struments ausgesprochen. 


14. Ist der Bundesregiemng bekannt, dass die US-amerikanische Administra- 
tion verhaltensökonomische Ansätze bei der Entwicklung von Regulie- 
rungsinitiativen berücksichtigt? 

Wenn ja, welche konkreten Regulierungsvorhaben verfolgt die US-Admi- 
nistration, und lassen sich die dortigen Ansätze auf Regulierungsinitiati- 
ven in Deutschland übertragen? 

15. Ist der Bundesregierung bekannt, dass die Regierang des Vereinigten 
Königreichs verhaltensökonomische Ansätze bei der Entwicklung von 
Regulierangsinitiativen berücksichtigt? 

Wenn ja, welche konkreten Regulierangsvorhaben verfolgt die britische 
Regierung, und lassen sich die dortigen Ansätze auf Regulierangsinitiati- 
ven in Deutschland übertragen? 

Die Fragen 14 und 15 werden zusammengefasst beantwortet. 

Die wissenschaftliche Diskussion zu den Möglichkeiten, die Instrumente der 
Verbraucherpolitik auf Basis verhaltensökonomischer Ansätze zu verbessern, 
ist noch jung und die empirische Evidenz uneinheitlich. Die Bundesregierung 
nimmt in diesem Zusammenhang auch die Entwicklung in den USA und im 
Vereinigten Königreich aufmerksam zur Kenntnis. 

Wie in den Antworten zu den Fragen 6 und 7 dargelegt, bedarf es einer Einzel- 
fallbetrachtung, die in der jeweiligen Ressortzuständigkeit liegt. 


16. Welchem Untersuchungsdesign soll das von der Bundesregierung ausge- 
schriebene „Gutachten zur Lage der Verbraucher in Deutschland“ folgen, 
und wann werden die Ergebnisse des Gutachtens voraussichtlich vorlie- 
gen? 

Welches Ziel verfolgt die Bundesregierung mit der Ausschreibung des 
Gutachtens? 

Mit dem genannten Gutachten soll eine systematische und wissenschaftlich 
fundierte Analyse der Lage der Verbraucherinnen und Verbraucher in Deutsch- 
land im Flinblick auf die Struktur und Transparenz der Produkt- und Dienstleis- 
tungsmärkte vorgelegt werden, die auch eventuelle Informationsasymmetrien 
oder marktstrukturelle Defizite aufzeigt. 

Das Gutachten soll im zweiten Quartal 2012 vorgelegt werden. 


17. Welchem Untersuchungsdesign soll das von der Bundesregierung ausge- 
schriebene Entscheidungshilfe-Vorhaben „Bewertung von Produktinfor- 
mationsblättern für Geldanlageprodukte“ folgen, und warm werden die 
Ergebnisse des Gutachtens voraussichtlich vorliegen? 

Welches Ziel verfolgt die Bundesregierung mit der Ausschreibung des 
Gutachtens? 

Nach der Ausschreibung ist es Aufgabe der Evaluation, die von der Finanz- 
branche entwickelten Produktinformationsblätter zu analysieren und zu verglei- 
chen. Dabei ist zu untersuchen, ob und inwieweit die Produktinformationsblät- 
ter die wesentlichen Eigenschaften des betreffenden Finanzprodukts zutreffend 
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darstellen, sowie ob und inwieweit die Verbraucher und Verbraucherinnen mit 
Hilfe der Produktinformationsblätter das betreffende Finanzprodukt verstehen 
und mit anderen Produkten vergleichen können. Aus der Untersuchung sollen 
Empfehlungen abgeleitet werden, wie ein Produktinformationsblatt beschaffen 
sein sollte und wie dies erreicht werden kann. 


18. Wie bewertet die Bundesregiemng das Untersuchungsdesign der am 
22. November 2010 veröffentlichten Studie im Auftrag der EU-Kommis- 
sion mit dem Titel „Consumer Decision-Making in Retail Investment 
Services: A Behavioural Economics Perspective“, und hält es die Bun- 
desregiemng für sinnvoll, Studien mit einem derartigen Design auch zur 
Vorbereitung und Begleitung von Reguliemngsinitiativen in Deutschland 
durchzuführen? 

Die Bundesregiemng bewertet gmndsätzlich keine Untersuchungsdesigns wis- 
senschaftlicher Untersuchungen. Sie hat eigene wissenschaftliche Gutachten 
ausgeschrieben, die sich mit der „Evaluation von Produktinformationsblättem 
für Geldanlageprodukte“ sowie mit der „Messung des Kundennutzens der An- 
lageberatung“ befassen werden. Darin wird u. a. untersucht, wie Produktinfor- 
mationsblätter und Instmmente zur Messung des Kundennutzens die Anlage- 
entscheidung der Verbraucherinnen und Verbraucher unterstützen köimen. 


19. Welche politischen Schlussfolgemngen zieht die Bundesregiemng aus 
den Erkenntnissen dieser Studie für ihre Gesetzesinitiativen zum Anle- 
gerschutz und zur Reguliemng des so genannten Grauen Kapitalmarktes? 

Die Ergebnisse der genannten Studie liegen noch nicht vor. 


20. Wie bewertet die Bundesregiemng die Fordemng der SPD-Bundestags- 
fraktion nach einem „Gesamtkonzept zum Ausbau der modernen ver- 
braucherbezogenen Forschung“ (vgl. Bundestagsdmcksache 17/2343)? 

Wann ist ggf. mit der Vorlage einer derartigen Strategie zu rechnen? 

Die Bundesregiemng hält unabhängig von dem in der Frage genannten Kon- 
zept eine Stärkung der Forschung für die Verbraucherpolitik für erforderlich. 
Folglich bereitet das BMELV ein Konzept zur Stärkung der Forschung für die 
Verbraucherpolitik vor, das im Jahr 2011 vorgestellt wird. 


21. Wie bewertet die Bundesregiemng den Vorschlag der SPD-Bundestags- 
fraktion zum Aufbau einer „interdisziplinären Forschungseinrichtung Ver- 
braucherforschung und -politik“ (vgl. Bundestagsdmcksache 17/2343)? 

Die Notwendigkeit, eine interdisziplinäre Forschungseinrichtung Verbraucher- 
forschung und -politik aufzubauen, sieht die Bundesregiemng derzeit nicht. 


22. Wie bewertet die Bundesregiemng den Vorschlag der SPD-Bundestags- 
fraktion zum Aufbau „eines Intemetportals für den Austausch von ver- 
braucherbezogenen Forschungsergebnissen“ (vgl. Bundestagsdmck- 
sache 17/2343), und wann ist ggf. mit dem Aufbau eines derartigen Por- 
tals zu rechnen? 

Der Austausch von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern über ihre For- 
schung für die Verbraucherpolitik ist sehr wichtig für die Stärkung der Verbrau- 
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cherforschung. Ein Intemetportal ist in diesem Zusammenhang ein mögliches 
Instrument. Aus Sicht der Bundesregierang muss dieses nicht notwendiger- 
weise vom Staat eingerichtet werden. 


23. Wie bewertet die Bundesregierung den Vorschlag der SPD-Bundestags- 
fraktion zur „Entwicklung eines Instruments zur Erhebung von repräsen- 
tativen, auf das Verhalten von Verbrauchern bezogenen Daten, das u. a. 
Längsschnittanalysen und Paneluntersuchungen erlaubt und ggf auch In- 
formationen über Beschwerden, die von den Verbraucherzentralen er- 
fasst“ (vgl. Bundestagsdrucksache 17/2343), und warm ist ggf. mit einem 
derartigen Instrument zu rechnen? 

Ob ein solches Instrument tatsächlich zielführend und für die verbraucherbezo- 
gene Forschung notwendig ist, sollte Gegenstand der wissenschaftlichen Dis- 
kussion und damit auch der üblichen wissenschaftlichen Qualitätssicherung 
sein. 


24. Welche Stiftungsprofessuren im Bereich der verbraucherbezogenen For- 
schung bzw. des Verbraucherrechts hat die Bundesregierung bisher aus- 
geschrieben, und wann ist mit einer Besetzung der Lehrstühle zu rech- 
nen? 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
hat eine Stiftungsprofessur für Verbraucherrecht ausgeschrieben. Nach Ab- 
schluss des entsprechenden Vergabeverfahrens erhielt die Universität Bayreuth 
den Zuschlag. Prof. Dr. Martin Schmidt-Kessel hat zum 1. Oktober 2010 den 
neu geschaffenen Lehrstuhl für Verbraucherrecht an der Universität Bayreuth 
übernommen. 


25. Ist die Prüfung der Auswirkungen von Gesetzesinitiativen auf die Ver- 
braucherinnen und Verbraucher im Geschäftsverteilungsplan des BMELV 
einer Organisationseinheit als Aufgabe ausdrücklich zugewiesen? 

Wenn ja, welcher? 

Die Prüfung der Auswirkungen von Gesetzesinitiativen auf die Verbraucherin- 
nen und Verbraucher erfolgt in den jeweils für das jeweilige Gesetzesvorhaben 
fachlich zuständigen Referaten des BMELV. 


26. Ist im Stellenplan des BMELV zur Erfüllung des § 44 Absatz 4 Num- 
mer 2 GGO Personal vorgesehen, und wenn ja, wie viel (bitte nach Lauf- 
bahnen aufgeschlüsselt)? 

Die jeweils fachlich zuständigen Referate sind entsprechend ihrer Aufgaben- 
stellung mit (Plan-)Stellen und Personal in den Laufbahnen des höheren, geho- 
benen und mittleren Dienstes ausgestattet. Eine spezifische Zuordnung von 
(Plan-)Stellen zu den jeweiligen Gesetzesvorhaben ist nicht möglich, zumal in 
den Referaten nur Stellenanteile bei der Erfüllung der speziellen Aufgaben ge- 
bunden sind. 
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27. Über wie viel Personal sollen der Nationale Normenkontrollrat und die 
einzelnen Ressorts zur Prüfung der Bürokratiekosten und der Erfüllungs- 
kosten von Gesetzen in 2011 verfügen (bitte nach Laufbahnen aufge- 
schlüsselt)? 

Im Sekretariat des Nationalen Normenkontrollrates sind neben dem Leiter 
sechs Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im höheren Dienst, ein Mitarbeiter im 
gehobenen Dienst und zwei Mitarbeiterinnen im mittleren Dienst beschäftigt. 

Die Ermittlung der Bürokratiekosten und der Erfullungskosten ist Bestandteil 
der regulären Gesetzesfolgenabschätzung der Rechtsetzungsreferate nach § 44 
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien; die in diesem 
Sinne erforderliche Personalzuordnung obliegt nach dem Ressortprinzip dem 
einzelnen Ministerium. 


28. Wie viel Personal wird im Statistischen Bundesamt zur Messung der Bü- 
rokratie- und Erfüllungskosten von Gesetzen eingesetzt (bitte nach Lauf- 
bahnen aufgeschlüsselt)? 

Im Statistischen Bundesamt werden für die Messung der Bürokratie- und Er- 
füllungskosten von Gesetzen gegenwärtig 80,5 Vollzeitbeschäftigte eingesetzt, 
wovon auf den höheren Dienst 15,6, auf den gehobenen Dienst 19,3 und auf 
den mittleren Dienst 45,6 entfallen. 
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